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Petition Nr. 123/13: Fußgängerüberwege am Kreisverkehr Karl-Tauchnitz-Straße 
(Anhänge: STN Petitionsausschuss, Auszug R-FGÜ 2011, FUSSNOTE Seite 2, Abb. Regelkonformer Kreisverkehr)  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in der Ratsversammlung am 21. Mai werden Sie über die Petition „Fußgängerüberwege am Kreisverkehr Karl-

Tauchnitz-Straße“ befinden. Die Petition wurde von mehr als 700 Anwohnern des Musikviertels, sowie dem 

Ökolöwe – Umweltbund Leipzig, ADFC Leipzig, FUSS e.V. Leipzig, Verkehrsclub Deutschland / Ortsgruppe Leipzig 

und dem Bürgerbündnis für umweltfreundliche Mobilität, mitgezeichnet. 

 

Der Petitionsausschuss wird Ihnen empfehlen, der Petition nicht abzuhelfen. Diese Entscheidung basiert auf einem 

Verwaltungsstandpunkt des Verkehrs- und Tiefbauamtes, der wesentliche Fehler enthält. Den Mitgliedern des 

Petitionsausschusses wurde mitgeteilt, dass Fußgängerwege grundsätzlich nicht möglich seien, da das Kfz-

Verkehrsaufkommen in der Kfz-Spitzenstunde zu hoch sei. Die Spitzenstunde des Kfz-Verkehrs ist jedoch 

irrelevant für die Entscheidung pro oder contra Fußgängerüberwege. Maßgeblich ist stattdessen die Spitzenstunde 

des Fußverkehrs. Die Verwaltung hätte demnach 1. den Fußverkehr zählen müssen, 2. die Stunde mit den meisten 

Fußgänger-Querungen ermitteln müssen, 3. zählen müssen, wie viele Autos in genau dieser Stunde auf der Straße 

fahren (siehe Richtlinie im Anhang). Eine Fußverkehrszählung erfolgte jedoch nicht. Daher gibt es keine Grundlage 

für eine fachgerechte Entscheidung. 

 

Wir appellieren daher an Sie, der Empfehlung des Petitionsausschusses NICHT zu folgen und stattdessen eine 

Fußverkehrszählung im Sinne der Richtlinie einzufordern, bevor endgültig in der Sache entschieden werden kann. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Tino Supplies 

Projektleiter Nachhaltige Mobilität 

Nachhaltige Mobilität 

Tino Supplies 

0341-3065-171 

mobil@oekoloewe.de 

 

Leipzig, den 12. Mai 2014 
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Petition Nr. 123/13 vom 05.12.2013

Stellungnahme der VerwaltungGremium Votum

Petitionsausschuss 5/1/0  Ja  Nein

Beschluss
der Ratsversammlung
vom 21.05.2014, Votum      

 Fußgängerüberwege am Kreisverkehr Karl-Tauchnitz-Straße

  Kurze Sachverhaltsdarstellung

Die Petenten begehren die Einrichtung von Fußgängerüberwegen (FGÜ) an allen Ein- und
Ausfahrten des Kreisverkehrs Karl-Tauchnitz-Straße.

Beschlussvorschlag

Die Petition V/P 123/13 “Fußgängerüberwege am Kreisverkehr Karl-Tauchnitz-Straße“ ist nicht
abhilfefähig.

Entscheidungsgründe

In der Planung des Kreisverkehrs Karl-Tauchnitz-Straße stand die Erhöhung der
Verkehrssicherheit aller Verkehrsteilnehmer, insbesondere der behinderten
Verkehrsteilnehmer sowie der Fußgänger und Radfahrer im Mittelpunkt. 

Während der einzelnen Planungsstufen wurden vielfältige Abstimmungen in verschiedenen
Gremien (z. B. AG Rad, Behindertenbeirat) sowie zwischen den Ämtern und mit der
Polizeidirektion geführt.

Auf dieser Grundlage erfolgt zur Sicherheit der querenden Behinderten und der anderen
Fußgänger der feste Einbau von Querungshilfen in den einzelnen einmündenden Ästen (Zu-
und Abfahrten aus dem Kreisverkehr), welche mit einem Blindenleitsystem ausgerüstet
werden. Damit wird dem aufgeführten Ratsbeschluss BS/RBIII-1440/03 entsprochen, in
welchem attraktive Rahmenbedingungen für die Fußgänger gefordert werden.

Mit der Umsetzung der Planung wird die Verkehrssicherheit aller Verkehrsteilnehmer
gewährleistet. 

Die Regelungen für die FGÜ`s sind in der StVO § 26 enthalten. Zur Einrichtung von
Fußgängerüberwegen sind die Richtlinien für die Anlage und Ausstattung von
Fußgängerüberwegen (R-FGÜ 2001) zu beachten. 

In Abwägung der Randbedingungen gemäß der geltenden Richtlinien ist festzustellen, dass in
diesem Fall keine FGÜ´s einzurichten sind. 

Innerhalb bebauter Gebiete sollten die Überquerungsstellen an Kreisverkehren zwar als
Fußgängerüberwege ausgebildet werden, dies ist jedoch jeweils im Einzelfall zu prüfen und
festzulegen. Dazu sind auch die Abhängigkeiten der vor Ort herrschenden
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Belegungsverhältnissen für Fußgänger und Kraftfahrzeuge heranzuziehen. Unabhängig von
der Größe des Belegungswertes des Fußgängerverkehrs sieht die Richtlinie bei
Verkehrsbelegungen über 750 Kfz/h grundsätzlich keine Einrichtung von FGÜ`s vor. 

Die Kfz-Verkehrsbelegung zur Spitzenstunde liegt an den drei Zufahrtsstraßen zum
Kreisverkehr Edvard-Grieg-Allee, nördliche und südliche Karl-Tauchnitz-Straße deutlich über
dem vorgenannten Belegungswert. Die Petition geht bezüglich der Möglichkeit, einen FGÜ
einzurichten, von den Belegungswerten aus, welche im Rahmen der Überprüfung einer
Querungssituation in der Karl-Tauchnitz-Straße im Jahr 2009 (Petition IV/P 019/09)
heranzuziehen waren. Die im Rahmen der aktuellen Planung heranzuziehenden
Belegungswerte weichen davon ab, da sie auf entsprechend aktualisierten Erkenntnissen
beruhen.

Außerhalb des für FGÜ möglichen/empfohlenen Einsatzbereiches können FGÜ`s nur in
begründeten Ausnahmefällen angeordnet werden. Ein Kreisverkehr innerhalb bebauter
Gebiete (wie in der Petition erwähnt) ist kein solcher Ausnahmefall. 

Weiterhin ist festzustellen, dass laut StVO §§ 3 und 8 sich die Fahrzeuge den Zufahrten so zu
nähern haben, dass jederzeit der querende Fußgängerverkehr sicher die Querungsinseln
erreichen kann. Bei den Ausfahrten in einen abbiegenden Fahrbahnast ist auf querende
Fußgänger besonders Rücksicht zu nehmen ( § 9 StVO) 

Es wird eingeschätzt, dass die Markierung zusätzlicher Fußgängerüberwege in diesem Fall zu
keiner erhöhten Verkehrssicherheit führt.





Aktuelle Forschungsvorhaben des
Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen sowie
des Ministeriums für Wirtschaft
und Mittelstand, Energie und
Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen und die Neufassung der
Richtlinien für die Anlage und
Ausstattung von Fußgängerüberwe-
gen (R-FGÜ 2001) lassen Fußgän-
gerüberwege (Zebrastreifen)
mittlerweile zu einem wichtigen
Instrument zur Verbesserung der
Querungssituation von Fußgängern
werden.

An Zebrastreifen sind Fußgänger
gegenüber dem Fahrzeugverkehr,
also auch dem Radverkehr, jedoch
mit Ausnahme von Schienenfahr-

zeugen, bevorrechtigt. Da an
Zebrastreifen die Wartezeiten
gegenüber Lichtsignalanlagen
(Ampeln) folglich gering sind,
eignen sie sich hervorragend, um
das Queren von Fahrbahnen,
Radfahrstreifen und Radwegen zu
verbessern.
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Etwa 80% aller Unfälle mit Fuß-
gängern ereignen sich bei dem
Versuch, eine Fahrbahn zu queren.
Unfälle passieren sowohl an
Ampeln als auch an Zebrastreifen.
Bei Unfällen an Zebrastreifen hat
in der Regel der Autofahrer das

Vorrangrecht von
Fußgängern missach-
tet, während an
Ampeln Fußgänger
häufig bei Rot als
Reaktion auf teilweise
sehr lange Wartezeiten
queren.

Ampeln haben für den
Fahrzeugverkehr den
Nachteil, dass die
Räumzeit auch für
langsamere Fußgänger
berechnet sein muss.
Die Räumzeit ist die
Schutzzeit für diejeni-

gen Fußgänger, die kurz vor dem
Umspringen der Ampel von Grün
auf Rot die Fahrbahn betreten und
noch sicher auf die andere Seite
kommen müssen. Während dieser
Zeit muss der Fahrzeugverkehr
noch warten.

sehcilthceR

Die rechtliche Bedeutung von
Zebrastreifen ist in §26 StVO
geregelt. Ergänzt wird diese durch
die VwV-StVO und die neuen
Richtlinien für die Anlage und
Ausstattung von Fußgängerüberwe-
gen (R-FGÜ 2001). Die R-FGÜ
2001 müssen von den Obersten
Straßenverkehrsbehörden der
Länder eingeführt sein, können
aber auch von diesen modifiziert
werden, wie das Beispiel vom
Einführungserlass des Berliner
Senats  zeigt.
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Renaissance der Zebrastreifen

An Ampeln sind die Warte-
zeiten auch für den Kraftfahr-
zeugverkehr häufig länger als
an Zebrastreifen. Darüber
hinaus bieten Zebrastreifen
gegenüber Ampeln auch den
Vorteil, dass der technische
und finanzielle Aufwand
deutlich geringer ist.

Abbildung 1  Im Erschließungsstraßennetz können
Zebrastreifen auch an allen Knotenpunktzufahrten
angelegt werden
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digkeitsdämpfende Maßnahmen
durchzusetzen. Der Einsatz von
Zebrastreifen in Tempo 30 Zonen
ist zwar prinzipiell möglich, sollte
aber mit dem Einsatz anderer
Querungsanlagen, wie z.B. Mittel-
inseln und / oder Aufpflasterungen
abgewogen werden.
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Sichtbeziehungen

Sehr wichtig für die Sicherheit von
Zebrastreifen sind gute Sichtverhält-
nisse. Sichthindernisse, wie andere
Verkehrszeichen, Litfasssäulen, sind
zu vermeiden. Häufig sind aber
parkende Fahrzeuge ein Sicht-
hindernis, das die Sicherheit eines
Zebrastreifens verringern kann.
Entsprechend nachfolgender
Tabelle bzw. Abbildung sind die
freizuhaltenden Bereiche vor und
hinter den Zebrastreifen dargestellt.
Bei Gehwegvorsprüngen oder
Mittelinseln verringert sich damit
der freizuhaltende Bereich.
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Nach den R-FGÜ 2001
dürfen Zebrastreifen
nur innerhalb ge-
schlossener Ortschaf-
ten und an Stellen
angelegt werden, an
denen nur ein Fahr-
streifen je Fahrtrich-
tung überquert werden
muss.  Der Einsatz von
Zebrastreifen kommt
an Kreuzungen,

Einmündungen sowie zwischen
Knotenpunkten in Frage. Zebra-
steifen sollten besonders dann
eingesetzt werden, wenn

n aufgrund der Bedeutung der
Wegebeziehungen eine für Fuß-
gänger komfortable und sichere
Querungsmöglichkeit erforderlich
ist; dies kann z.B. der Fall in
Geschäftsstraßen oder auf dem
Weg zum Bahnhof bzw. zu
wichtigen ÖPNV-Haltestellen
sein,

n Fußgänger aufgrund
hoher Kraftfahrzeug-
verkehrsbelastungen
die Straße nicht sicher
queren können,

n in Einmündungs-
bereichen der Vorrang
der Fußgänger von
abbiegenden Fahrzeu-
gen [1] nicht ausrei-
chend beachtet wird;
darüber hinaus wird
hierdurch auch die
direkte und geradlinige
Wegeführung sicherge-
stellt.

Wenn vor einem Zebra-
streifen unabhängig von
einem konkreten
Querungsbedarf die
zulässige Höchstge-
schwindigkeit nicht
hinreichend eingehalten
wird, so ist nach den R-
FGÜ 2001 deren Beach-
tung durch geschwin-

nefiertsarbeZnennöknnaW
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In den verabschiedeten Vorschriften
sind Einsatzbedingungen und
Empfehlungen für Zebrastreifen
genannt. Gegenüber den alten R-
FGÜ aus dem Jahre 1984 werden
die Einsatzbereiche, insbesondere
was die zulässigen Kraftfahrzeug-
verkehrsstärken betrifft, deutlich
aufgeweitet. Der empfohlene bzw.
mögliche Einsatzbereich erstreckt
sich nun von 200 bis 750 Kraftfahr-
zeugen in der Spitzenstunde des
Fußgängerverkehrs. Sind Mittel-
inseln vorhanden, gilt dieser Wert
für die am stärksten belastete
Fahrtrichtung. Als Mindestzahl von
Fußgängern in der Spitzenstunde
des Fußgängerverkehrs wird die
Zahl 50 genannt. In begründeten
Ausnahmefällen kann von den
empfohlenen Einsatzbereichen aber
abgewichen werden. In dem Ein-
führungserlass des Landes Berlin
wurde eine Untergrenze bezüglich
der Anzahl von querenden Fußgän-
gern ganz aufgehoben.

Außerhalb des für die
Zebrastreifen möglichen bzw.
empfohlenen Einsatzbereichs
können Zebrastreifen in
begründeten Ausnahmefällen
angeordnet werden. Diese
Ausnahmefälle könnten
beispielsweise bei wichtigen
Fußwegeverbindungen oder
Schulwegen vorliegen.

Abbildung 2  Fußgängerüberweg mit vorgezoge-
nem Seitenraum

Abbildung 3  Notwendige Sichtbeziehungen an
Fußgängerüberwegen



Bauen und Markieren

Zebrastreifen sollten in der Regel
durch bauliche Maßnahmen
ergänzt werden. Aus Kosten-
gründen oder um kurzfristige
Maßnahmen durchzuführen, sind
auch markierungstechnische
Maßnahmen denkbar. Durch inno-
vative Gestaltungsmöglichkeiten
(z.B. die auffällige Farbgebung von
Schildermasten oder Gestaltungs-
elementen) kann die Erkennbarkeit
verbessert werden [2].

Zebrastreifen und vorgezogene
Seitenräume / Einengungen

Zur Verbesserung der Sicht-
verhältnisse bieten sich im Bereich
des Zebrastreifens und davor
vorgezogene Seitenräume bzw.
Einengungen der Fahrbahn an.
Diese Ausbauformen sollten die
Regel sein, wenn am Fahrbahnrand
Fahrzeuge parken.

Zebrastreifen und Mittelinseln /
Fahrbahnteiler

Mittelinseln eignen sich besonders
zur Sicherung von Fußgängern auf
dem Zebrastreifen, weil die jeweils
zu querende Strecke halbiert wird
und Fußgänger sich dann nur auf
den Fahrzeugverkehr aus einer
Richtung konzentrieren müssen.
Darüber hinaus wirken Mittelinseln
bei schmaler Fahrstreifenbreite
auch geschwindigkeitsreduzierend.

Nach den R-FGÜ 2001 soll an
Fußgängerüberwegen die für den
Fahrzeugverkehr effektiv nutzbare

Abstände zwischen Zebrastreifen
und anderen Querungsanlagen

Die Abstände von Querungsanlagen
richten sich in erster Linie nach
dem Querungsbedarf. Dieser ist
wiederum von den Umfeldnut-
zungen abhängig. So sollten die
Abstände von Querungsanlagen in
Straßen mit Geschäftsnutzung
geringer als in Straßen mit Wohn-
nutzung sein.

Um die Qualität der Fußwege-
verbindungen im Erschließungs-
straßennetz zu verbessern, können
Zebrastreifen an Knotenpunkten
mit rechts-vor-links-Regelung an
allen Zufahrten eingerichtet wer-
den.

Um die Bündelungswirkung von
Zebrastreifen positiv zu unterstüt-
zen (z.B. in Straßen mit höherer
Kraftfahrzeugbelastung) sowie
unter Berücksichtigung der Um-
wegeempfindlichkeit von Fußgän-
gern, können Abstände von unter
100m durchaus notwendig sein.

Breite höchstens
6,50m betragen. Im
Bereich zwischen
5,50m und 6,50m
können abmarkierte
Mittelinseln eingesetzt
werden. Beträgt die
Fahrbahnbreite 6,50m
und mehr, so kommen
neben Zebrastreifen
mit baulichen Mittel-
inseln auch Zebrastrei-
fen mit Einengungen
in Frage.

Zebrastreifen und
Teil- / Plateauauf-
pflasterungen

Zur Durchsetzung der
nach den R-FGÜ 2001
geforderten Einhaltung
der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit bieten
sich Teil- und Plateau-
aufpflasterungen an.
Während Teilauf-
pflasterungen die sehr
günstige niveaugleiche
Querung der Fahrbahn ermögli-
chen, sind Plateauaufpflasterungen
für den Bus- und Radverkehr
vorteilhaft.

Zurückversetzen der Zebrastrei-
fen an Knotenpunkten

Prinzipiell sollten Zebrastreifen in
Gehrichtung der Fußgänger liegen.
An Zufahrten von Einmündungen
und Kreuzungen sollen sie deswe-
gen nicht zurückversetzt werden. Ist
dies an wartepflichtigen Zufahrten

(z.B. auch an Kreis-
verkehren) allerdings
einmal erforderlich,
um einen ausreichen-
den Aufstellraum für
den abbiegenden,
einbiegenden oder
kreuzenden Verkehr
zu bekommen, darf die
Abrückung nach der R-
FGÜ 2001 jedoch
nicht mehr als 4m von
der direkten Gehweg-
linie betragen.Abbildung 4  Mittelinseln oder Fahrbahnteiler

halbieren die zu querende Strecke

Abbildung 5+6  Zebrastreifen mit Plateau- oder
Teilaufpflasterungen wirken geschwindigkeits-
reduzierend



Nach der R-FGÜ 2001 dürfen
Zebrastreifen nicht in der Nähe von
Ampeln angelegt werden. Erfahrun-
gen haben gezeigt, dass bei be-
stimmten örtlichen Gegebenheiten,
wie z.B. neben Haltestellen, Abstän-
de von etwa 80m zwischen Zebra-
streifen und Ampel sehr sinnvoll
und sicher sind.
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Zebrastreifen an
Haltestellen des
ÖPNV

Gerade bei Haltestel-
len des ÖPNV ist die
schnelle und sichere
Erreichbarkeit wichtig
[3]. Grundsätzlich
sollten beide Enden
der Haltestelle mit
gesicherten Querungs-
anlagen ausgestattet
werden. Bei der Anlage
von Zebrastreifen an
Bushaltestellen ist
immer darauf zu
achten, dass die

querenden Fußgänger von dem
Fahrzeugverkehr auf der gegenüber-
liegenden Fahrbahn auch erkannt
werden. Die sicherste Form bei
Bushaltestellen ist das Halten am
Fahrbahnrand und die Einrichtung
von Mittelinseln (vgl. Abbildung 9).
Hierdurch wird das Überholen des
wartenden Busses verhindert und
die Sichtverhältnisse beim Queren

sind gewährleistet. Für
den Busverkehr kann
es nachteilig sein,
wenn viele querende
Fußgänger die Auf-
enthaltszeit des Busses
an der Haltestelle
verlängern.

__________

[1] vgl. § 9 Absatz 3 StVO

[2] vgl. Ministerium für
Wirtschaft, Mittelstand,
Energie und Verkehr des
Landes Nordrhein -
Westfalen; Empfehlungen
zum Einsatz und zur
Gestaltung von Fußgänger-
überwegen. Düsseldorf
2002 (erscheint im April
2002)

[3] vgl. auch Arbeitsgruppe
Fußverkehr von SRL und
FUSS e.V.; Fußnote 2: Zu
Fuß zur Haltestelle. Kassel
2000

Abbildung 7  Lichtsignalanlagen und Fußgänger-
überwege können auch bei geringen Abständen
sicher und sinnvoll sein

Abbildung 8  Fußgängerüberweg zur
Straßenbahnhaltestelle

Abbildung 9  An Bushaltestellen ermöglichen
Fußgängerüberwege in Verbindung mit Mittel-
inseln eine sichere Fahrbahnquerung



Regelkonformer Kreisverkehr innerhalb bebauter Gebiete in Bochum 

 

Foto: Stadt Bochum 


